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Bodenreformkommissionen arbeiteten über 50 000 Industrie- 
und Landarbeiter, Kleinbauern und andere Werktätige mit. 
In ihnen wirkten über 12 000 Kommunisten, 9 000 Sozialde­
mokraten und etwa 1 000 Mitglieder der bürgerlich-demokra­
tischen Parteien1 2 3 4 5 8, die mit hoher Verantwortung über die Ver­
teilung des Inventars und des Bodens entschieden.

5. Es entstanden neue Formen des Zusammenwirkens. Die 
Komitees der gegenseitigen Bauernhilfe und besondere Kre­
dit-, Ein- und Verkaufsgenossenschaften halfen, die politi­
schen und wirtschaftlichen Aufgaben zu lösen und die Zu­
sammenarbeit der Bauern zu entwickeln.

Mit diesen Ergebnissen erhielt das Bündnis zwischen Ar­
beiterklasse und werktätiger Bauernschaft eine feste Grund­
lage. Die landwirtschaftliche Produktion konnte gesteigert 
werden, und es wurden die Voraussetzungen dafür geschaffen, 
die soziale und kulturelle Rückständigkeit des Dorfes und den 
wesentlichen Unterschied zwischen Stadt und Land allmäh­
lich zu überwinden. Damit wurde bei schöpferischer Anwen­
dung der Grundsätze des Leninsdien Genossenschaftsplans 
der Weg für eine spätere sozialistische Lösung der Agrarfrage 
erleichtert.9

Anders als in der sowjetischen Besatzungszone wurden 
in den drei Westzonen die progressiven Kräfte durch das 
direkte Eingreifen der imperialistischen Besatzungsmächte 
daran gehindert, eine demokratische Bodenreform durchzu­
setzen. Rechtsakte westdeutscher Länderparlamente, wie das 
vom Landtag Schleswig-Holstein im September 1946 ange­
nommene Gesetz zur Bodenreform, wurden abgelehnt oder 
durch Vorbehalte der Militärbefehlshaber so durchlöchert, 
daß der Sinn der Bodenreform völlig entstellt war.10 11

Wesentlicher Inhalt der Bodenreformgesetzgebung

Bei der Verwirklichung der Bodenreform und dem Schutz 
ihrer Ergebnisse hatte das Recht wichtige Aufgaben zu erfül­
len. Es ging vor allem darum, die rechtlichen Grundlagen 
für die Vorbereitung und Durchführung der Bodenreform zu 
schaffen, ihre Ergebnisse vor Anschlägen der Klassenfeinde 
zu schützen und die werktätigen Bauern dabei zu unter­
stützen, durch die erforderliche Steigerung der landwirt­
schaftlichen Produktion zur besseren Versorgung der Bevöl­
kerung beizutragen.

Im September 1945 beschlossen die damaligen Landes- und 
Provinzialfegierungen die Bodenreformgesetze bzw. -Verord­
nungen, mit denen die folgenden entscheidenden Zielstellun­
gen und Grundsätze der Bodenreform juristisch verankert 
wurden.R

1. Der gesamte Großgrundbesitz über 100 ha mit allen 
Bauten, lebendem und totem Inventar und anderem landwirt­
schaftlichem Vermögen wurde entschädigungslos enteignet. 
Der Grundbesitz von Nazi- und Kriegsverbrechern wurde 
unabhängig von der Betriebsgröße enteignet.

2. Alle enteigneten Ländereien wurden einem im Zuge 
der Bodenreform neu gebildeten Bodenfonds zugewiesen, der 
von den auf Gemeinde-, Kreis- und Landesebene bestehenden 
Bodenkommissionen verwaltet wurde. Konnten Neubauern 
später ihre Wirtschaften nicht mehr nutzen, so fielen die 
Bodenflächen in den Bodenfonds zurück, so daß die zustän­
digen staatlichen Organe erneut über die künftige Nutzung 
zu entscheiden hatten. Damit konnte Bodenreformland nicht 
Gegenstand des Grundstücksverkehrs werden.

3. Ein Teil des enteigneten Bodens wurde für die Organi­
sierung von Mustergütern und für andere wichtige Zwecke 
bereitgestellt. Die dadurch entstandenen volkseigenen Güter 
wurden zu wichtigen Zentren der Arbeiterklasse auf dem 
Lande: Sie entwickelten sich zu Mustergütern und zentralen 
Betrieben für die Produktion von Saat- und Pflanzgut sowie 
der Tierzucht, unterstützten die werktätigen Bauern und för­
derten die spätere Bereitschaft der Bauern, sich freiwillig zu 
landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften zusammen­
zuschließen.

4. Es wurden der Status, die Aufgaben und Befugnisse 
der Bodenkommissionen auf den verschiedenen territorialen 
Ebenen zur Durchführung der Bodenreform im einzelnen 
exakt geregelt. Damit zusammenhängend wurden' Richtlinien 
für die Größe der an die Bauern auszugebenden Flächen 
festgelegt.

5. Von entscheidender Bedeutung waren die Festlegungen 
zum Inhalt des Neubauerneigentums, nach denen Bodenre­
formwirtschaften weder ganz noch teilweise geteilt, verkauft, 
verpachtet oder verpfändet werden dürfen. Damit wurde das 
Wesen des Neubauerneigentums als Arbeitseigentum heraus­
gebildet. Bei der Festlegung der Größe der Wirtschaften 
wurde davon ausgegangen, daß als Arbeitskräfte nur der Be­

werber und seine Familie erforderlich waren. Damit sollte 
die Entstehung von neuen AusbeutungsVerhältnissen verhin­
dert werden. Über die inhaltliche Ausgestaltung des Eigen­
tums wurde diese Zielstellung auch künftig gewährleistet.12

Auch das Eigentum der werktätigen Altbauern (Klein- 
und Mittelbauern) erhielt im Prozeß dieser revolutionärem 
Veränderungen einen neuen Inhalt. Mit der Enteignung der 
Großgrundbesitzer und der kapitalistischen Banken wurde 
ihre ökonomische und finanzielle Abhängigkeit beseitigt. 
Über weitere Unterstützungen durch den Staat wurde erreicht 
und gesichert, daß sich auch die werktätigen Altbauern die 
Ergebnisse ihrer Arbeit aneignen konnten.

Wichtiger Bestandteil der Bodenreformgesetzgebung war 
auch die Regelung des Besitzwechsels von Boderireformwirt- 
schaften. Die VO vom 21. Juni 1951 (GBl. Nr. 78 S. 629) ging 
davon aus, daß die Grundsätze der Bodenreformgesetzgebung 
auch dann angewandt und weitergeführt werden, wenn ein 
Wechsel des Besitzes an der Bodenreformwirtschaft erfor­
derlich wurde. Der generelle Ausgangspunkt bestand darin, 
daß die verantwortungsbewußte Bewirtschaftung des über­
nommenen Bodens eine gesellschaftliche Verpflichtung ist und 
eine Rückgabe aus persönlichen Gründen gegenüber der Ge­
sellschaft nicht zu verantworten und deshalb unzulässig ist.

Davon ausgehend wurde festgelegt, daß eine Neubauern­
wirtschaft aus der Bodenreform nur mit staatlicher Geneh­
migung und aus gerechtfertigten Gründen aufgegeben werden 
kann. Sie sollte dann in den Bodenfonds zurückgeführt und 
an neue Bewerber vergeben werden. Die Wirtschaft war in 
ihrer Gesamtheit, mit all ihren Bestandteilen, erneut zu über­
tragen; eine Teilung der Wirtschaften war grundsätzlich aus­
geschlossen. Auch die Regelungen über das zu übergebende 
lebende und tote Inventar, die Zahlung von verbliebenen 
Kosten der Übernahmebeträge und über die Ausgleichs­
ansprüche waren darauf gerichtet, die mit der Bodenreform 
angestrebten Ziele auch nach dem Besitzwechsel zu verwirk­
lichen und dem neuen Erwerber schnell eine ordnungsgemäße 

* Bewirtschaftung zu ermöglichen.
Die maßgeblichen Regelungen der Bodenreformgesetzge­

bung gingen in die erste Verfassung der DDR von 1949 ein. 
In Art. 24 wurde die entschädigungslose Enteignung der Groß­
grundbetriebe über 100 ha verankert. Das Privateigentum’ der 
Bauern an ihrem Boden wurde zugesichert.

Auch über die Rechtsprechung wurde die Durchführung 
der Bodenreform gefördert. Grundsatzentscheidungen des 
Obersten Gerichts halfen, das neue Recht umfassend zu ver­
wirklichen. Sie waren besonders gerichtet auf den Schutz 
des Neubauerneigentums, die Gestaltung der Beziehungen bei 
der Rückgabe einer Wirtschaft, die Zuständigkeit und die 
Aufgaben der Gerichte bei Streitigkeiten über die Aufteilung 
und Übergabe des Inventars sowie auf die Verwirklichung 
des Erbrechts an Bodenreformwirtschaften.13

Das Bodenreformeigentum im Prozeß
der sozialistischen Umgestaltung der Landwirtschaft

Mit dem freiwilligen Zusammenschluß der werktätigen 
Bauern und Landarbeiter in LPGs und deren Förderung 
durch den sozialistischen Staat wurde die mit der Boden­
reform begonnene demokratische Entwicklung konsequent 
fortgesetzt und die 1945 begonnene Befreiung der Bauern 
zu Ende geführt. Die 2. Parteikonferenz der SED beschloß 
1952 den planmäßigen Aufbau der Grundlagen des Sozia­
lismus in der DDR. Eine zentrale und zugleich komplizierte 
Aufgabe war dabei die sozialistische Umgestaltung der Land­
wirtschaft. Die erreichten sozialökonomischen Veränderungen 
im Dorf und die Herstellung eines festen Bündnisses von 
Arbeitern und Bauern ebneten den Weg zur Herausbildung 
sozialistischer Produktionsverhältnisse und zur weiteren Ver­
tiefung des politischen Bündnisses. Die werktätigen Bauern 
erkannten zunehmend, daß die Grenzen für Steigerungen der 
Produktion im einzelbäuerlichen Maßstab erreicht waren und 
auch ein effektiver Einsatz der modernen Technik der MAS/
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